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Der 2. Senat des Bundessozialgerichts hat am l7„ uanuar 1972
1

durch Vizepräsident Braekmann, Bundesr1chter Dr° Kaiser
r l

und Bundesrichter Küster beschlossen;
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l
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Der Antrag der Kläger, ihnen für das Verfahren vor dem

Bundessozialgericht äas Armenrecht zu bewilligen, wird

abgelehnt„ ‚
! ' 7
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„' i‘

. .Die Revision der Klaéer gegen‘das Urteil des He33150hen
Landessozialgerichtsjvomv2ö„ April 1969 wird als unzu—

lässig verworf<%n° ?
. g
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— ' !Außergerichtliéhe Kosten des Revisionsverfahrens sind

nicht zu erstaéten„
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Die Kläger begehren die Weitefgewährung'der Elternrente

aus der gesetziichen Unfallver$icherun€ nach ihrem am
___l942 geborenen, am

151.: November 1964 bei der Ar—

beit tödlich verunglüekten Schi!) G- G.„ Der 1910 geborene
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Kläger und die 1916 geborene Klägerin béwirtschaf£e11. eine

aus 5,4 ha Eigen— und Pachtland bestehende Landwirtschaft°

Sie haben noch eine Tochter, die mit einem Landwirt ver—
heiratet ist., Der Sohn G-, der keinen Beruf erlernt
hatte‚ war zuletzt in einem Sägewerk beschäftigt und ver—

diente 550,—— DM monatlich; in den beschäfti5un€sfreien Zei—
ten arbeitete er ohne Bezahlung im elterlichen Betrieb°

Seinen Arbeitslohn gab er bis auf monatlich 120‚—— DM an

die Kläger ab° Er war unverheiratet°

Durch Bescheid vom 27„ Mai 1966 gewährte die Beklagte den
Klägern Elternrente für die Zeit bis zum 30° April 1967, dem

-Ende des Monats, in welchem der Verstorbene das 25° Lebensjahr

vollendet haben würde„ Zur Begründung führte sie aus‚ es wer—
de un£ärstellt‚ daß der Verstorbene in diesem Alter gehei—

ratet hätte und die Kläger dann nicht mehr hätte unterhal—

ten können° ' ' ' ' " > “

Das Sozialgericht (SG) Kassel hat die Beklagte durch Urteil

vom 80 Februar 1968 antragsgemäß vérurteilt‚ den Klägern

über den 50° April 1967 hinaus Elternrente zu gewähren; Die
Heirat des Sohnes hätte keine Änderung'der Verhältnisse
nach sich gezogen‚ welche die Beklagte zur Gewährung der

Elternrente bewegen habe; der Sohn hätte — zusammen mit sei—

ner Ehefrau — in der elterlichen Landwirtschaft weiterge—.

arbeitet und daneben lohnbringende Arbeit verrichtet°

1Das Landessozialgericht (LSG) hat auf die Berufung dr

Beklagten durch Urteil vom 25„ April 1969 das Urteil des

SG teilweise geändert und die Beklagte lediglich für die

Zeit bis zum 300 April 1972 ? längstens bis zum Bezug von

landwirtschaftlichem Altersgéld
— zur Zahlung der Eltern—

rente verurteilt°
:

.1' '
Gegen dieses Urteil, das ihnen

am 6, Juni 1969 zugestellt

worden ist‚ haben die Kläger: am2, Juli 1969 Revision ein»
gelegt und zugleich die Bewilligung des Arménrechts bean—

tragt„ i ‚;
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Am 28. Juli 1969 hat die Beklagte Anschlußrevision einge—
legt mit welcher sie erstrebt‚ daß die Klage in vollem

Umfang abgewiesen wird. ‘ ' ‘ ’

Die Statthaftigkeit der —vom LSG nicht gemäß % 162
Abs. 1 Nr. 1 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) zugelassenen

—
Revision hängt davon ab, ob das Verfahren des LSG an einem

von den Klägern gerügten wesentlichen Mangel leidet (@ 162

Abs° l Nr„_2 SGG). Das ist'nicht der Faller - '

Die Revision wendet sich gegen den Rechtsstandpunkt des

LSG„daB der Anspruch der Kläger nach 5 596 der Reichse

versicherungsordnung (RVO) nur_solange bestehe, als der
Sohn ihnen gegenüber "gesetzlich unterhaltspflichtig"

gewesen wäre„ Sie sind der Auffassung, die Voraussetzungen

des 5 596 RVO lägen vielmehr auch dann noch vor, wenn

— wie das LSG annehme — der Sohn nach der Vollendung

seines 300 Lebensäahres die elterliche Landwirtschaft -
übernommen hätte und er danach aufgrund des Übergabever—

trages — also vertraglich — verpflichtet gewesen wäre,

für den angemessenen Unterhalt der Kläger aufzukommen,

soweit dieser nicht durch Renten oder Leistungen nach dem

Gesetz über eine Altershilfe für Landwirte (GAL) gedeckt
sein wiirde°

Diese Rüge ist indessen nicht geeignet, zur Statthaftigkeit
der Revision zu führeno‘Die Darlegungen, mit denen sie

begnündet wird7 betreffen nicht das Verfahren des LSG‚ sie
richten sich vielmehr gegen die — vermeintlich — unrichtige

Anwendung einer Vorschrift des materiellen Rechts°

Die Revision rügt ferner, das LSG habe übersehén‚ daß der

Anspruch auf Gewährung des Altenteils wegen der geringen

Größe des landwirtschaftlichen Betriebes von nur 4 ha auch

neben den Leistungen nach dem GAL nicht für den Unterhalt
der Kläger ausgereicht haben würde; das LSG hätte7 weil

-4-
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hierzu Spezialkenntnisse über kleinbäuerliche Verhält—J

nisse erforderlich seien, ein Sachverständigengutachten,

einholen müssen. Daß dem LSG genügend eigene Kenntnisse .Ä

auf diesem Spezialgebiet fehlten, zeige sich in dem Wider—

Spruch zwischen der Annahme, der Unterhaltsanspruch der

Kläger wäre mit der Übergabe des landwirtschaftlichen Be— '

triebes an den Sohn erloschen, und der weiteren Ausführung,

die Kläger waren beim Bezug von Leistungen nach dem GAL in _‚”

der Lage gewesen, ihren Lebensunterhalt mit Hilfe vertrag-

licher "und gesetzlicher" Unterhaltsleistungen zu bestrei—

ten; mit dieser Begründung bestätige das LSG, daß der Lebens—

unterhalt der Kläger allein durch das Altersgeld und das Al,

tenteil nicht in vollem Umfang hätte gedeckt werden können,

Auch diese Rüge greift nicht durch"
Aus dem Gesamtzusammenhäng der Urteilsgründe ist ersicht—

lich7 daß das LSG als "Unterhaltsleistungen", die den Klä—

gern nach der als wahrscheinlich erachteten Hofübergabe

an den Sohn zugeflossen wären, dessen "Auszugsleistungen"

aufgrund vertraglicher Vereinbarung sowie den — gesetzlichen —
Anspruch auf vorzeitiges Altersgeld aus der landwirtschaft—
lichen Altershilfe angesehen hat; es hat ausgeführt, die

Kläger würden aus diesen Leistungen ihren Lebensunterhalt

bestritten haben„ Die Auffassung, daß den Klägern außer

den Leistungen nach dem GAL noch andere "gesetzliche" Unter—

haltsansprüche, insbesondere gegen ihren Sohn, zugestanden

hätten, weil ihr Lebensunterhalt nicht voll gedeckt gewesen
VVäre, ist dem angefochtenen Urteil dagegen nicht zu entnehmen„

Der von der Revision behauptete Widerspruch in der Urteils—

begründung liegt somit nicht vor° Das Vorbringen der Re—

vision, entgegen der Auffassung des LSG Wäre der Unterhalt

der Kläger nach der Hofübergabe nicht gesichert gewesen, ge—

nügt nicht den Erfordernissen einer formgerechten Verfahrens—

rüge (@ 164 Abs° 2 Satz 2 SGG)‚ Allein der Hinweis auf die
Größe des zum landwirtschaftlichen Betrieb gehörenden Eigen—

landes — 4 ha — läßt nicht erkennen, daß das LSG sich hatte
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gedräng■ fühlen müssen, weitere7 Ermittlungen anzustellen"

(vgl° SozR Nr° 14 zu 5 105 SGG}, oder daß es bei der Ur—

teilsfindung die gesetzlichen Grenzen seines Rechts auf

‚
freie Beweiswürdigung überschritten hat (vgl° SozR Nr° 4

zu 5 128 SGG)„ '

Auch dem Revisionsvorbringen‚ anstelle der Hofüberschrei—

bung, die das LSG als wahrscheinlich angesehen habe,

hätte zur Erlangung der Altershilfe nach dem GAL eine

_
langfristige Verpachtung genügt und werde in Fällen der

vorliegenden Art auch vorgenommen, ist nicht in einer
‘t}den Formerfordernissen des 5 164 Abs° 2 Satz 2 SGG ge—

'—nügenden Weise zu entnehmen, daß das LSG die ihm gesetzten

— weiten — Grenzen freier richterlicher Überzeugungsbildung

überschritten, insbesondere gegen allgemeine Erfahrungs—

sätze oder gegen die Denkgesetze verstoßen hat°

Die weiteren Ausführungen der Revision laufen darauf hinaus‚

das vom LSG gewonnene Ergebnis freier richterlicher Über—‘ '

zeugungsbildung für unzutréffend zu halten° In einem — nach

der Auffassung der Kläger — unrichtigen Beweisergebnis des

Berufungsgerichts liegt aber noch kein Verfahrensmangel

im Sinne des 5 162 Abs„ 1 Nr° 2 SGG (vglo BSG l, 150, 155;

2, 256, 2573 BSG SozR Nr° 34 und 56 zu 5 128 SGG}.

Die Revision hat somit keine Gründe vorgebracht‚ die
geeignet sind,Ääe Statthaftigkeit ihres — nicht zugelasse»

nen — Rechtsmittels zu rechtfertigen°

Dieses war deshalb als unzulässig zu verwerfen (@ 169£EG);

Der Antrag der Kläger, ihnen für das Verfahren vor dem
V Bundessozialgericht (BSG) das Armenrecht zu bewilligen,

mußte abgelehnt werden, Die Bewilligung des Armenrechts

setzt ua voraus, daß die mit der Revision beabsichtigte

Rechtsverfolgung hinreichende Aussicht auf Erfolg bietet

—6«
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(S 167 SGG iVm 5 114 der Zivilprozeßordnung —ZPO—)°Dies
ist jedoch nicht der Fall, weil nach den vorstehenden Aus—

führungen die Revision nicht statthft ist„’

Die Beklagte hat sich der Revision mit einem am 28° Juli 1969

eingegangenen Schriftsatz, mithin nach Ablauf der für

die Kläger geltenden Revisionsfrist, angeschlossen° Es
handelt sich daher um eine unSelbständigé Anschlußre—

visiono Diese ist im SGG nicht geregelt. Es bestehen je—

doch keine Bedenken, insoweit nach 5 202 SGGdie Vorschrife

ten der ZPO entsprechend anquenden (vgla BSG 8, 24, 29)„

Nach 5 556 Abs„ 1 ZPO kann sich der Revisionsbeklagte bis

zum Ablauf der Begründungsfrist der Revision anschließen°

Diese Frist hat die Beklagte gewahrto In entsprechender An;

wendung der 55 556 Abs° 2 Satz 5 iVm 522 Abs„ 1 ZPO hat die
Anschließung ihre Wirkung dadurch verloren, daß die Re—

vision der Kläger als unzulässig verworfen worden ist°

Die Kostenentscheidung ergeht in entsprechender Anwendung des

S 195 SGG°
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